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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 14 – Ministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst des Staatshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2022 
in seiner 9. Sitzung am 26. November 2021 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 10. November 2021 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Do-
tationen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 17/1003, soweit sie den Einzel-
plan 14 berührt. 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
14/1 bis 14/11, 14/13 bis 14/15, 14/17, 14/19, 14/21 bis 14/46 sowie die Ent-
schließungsanträge 14/12, 14/16, 14/18 und 14/20 sind diesem Bericht beigefügt 
(siehe Anlagen). 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE beantragt, die Beratung des Kapitels 
1481 – Aufwendungen für nichtstaatliche Bühnen, Festspiele und Orchester – zu 
den Resten zurückzustellen.

Der Berichterstatter trägt vor, im Einzelplan 14 seien im Jahr 2022 Einnahmen 
in Höhe von 880,5 Millionen € zu erwarten. Dies seien 15,5 Millionen € bzw. 
1,7 % weniger als im Jahr 2021. Die geringeren Einnahmen ergäben sich ins-
besondere aus sinkenden Verwaltungseinnahmen in Höhe von 25,5 Millionen € 
bei den Studiengebühren für internationale Studierende und für das Zweitstudium 
sowie durch die Umstellung der Dualen Hochschule Baden-Württemberg zum  
1. Januar 2022 auf kaufmännische Wirtschaftsführung nach den Grundsätzen 
des § 26 der Landeshaushaltsordnung. Hier würden lediglich noch die Landes-
zuschüsse etatisiert. Die Steigerung bei den übrigen Einnahmen in Höhe von  
10 Millionen € gleiche diese Mindereinnahmen nicht aus.

Die Ausgaben des Einzelplans 14 beliefen sich auf 5,913 Milliarden €. Dies seien 
113,7 Millionen € bzw. 2 % mehr als im Jahr 2021. Der Anstieg der Gesamtaus-
gaben des Landeshaushalts betrage ebenfalls 2 %. Somit verbleibe der Anteil des 
Einzelplans 14 an den Gesamtausgaben des Landeshaushalts weiterhin bei 10,6 %.

Der Gesamtetat des Einzelplans 14 setze sich wie folgt zusammen: 67,6 % ent-
fielen auf den Hochschulbereich, 8,2 % auf den Kunstbereich, 8,9 % auf die For-
schung und 15,3 % auf die restlichen Kapitel. Diese seien durch gesetzliche und 
überregionale Festlegungen gebunden. Ebenso seien in Kapitel 1402 – Allgemei-
ne Bewilligungen – mit den Versorgungsbezügen und den Beihilfen die veran-
schlagten Haushaltsmittel in vollem Umfang festgelegt.

Die wichtigsten politischen Schwerpunkte und dazugehörenden Projekte bildeten 
im Bereich der Innovationscampus das Projekt „Mobilität der Zukunft“ als euro-
päischer Leuchtturm für die Forschung an Mobilitäts- und Produktionstechno-
logien sowie der Innovationscampus Region Rhein-Neckar mit den thematischen 
Schwerpunkten im Bereich Gesundheit sowie die Datenwissenschaften.

Für den Gesundheitsstandort Baden-Württemberg gebe es eine weitere Projekt-
förderrunde für das Forum Gesundheitsstandort, Finanzhilfen an die Univer-
sitätsklinika in der Pandemie, Zuschüsse an das Universitätsklinikum Freiburg für 
die Integration des Universitäts-Herzzentrums Freiburg-Bad Krozingen GmbH in 
das Universitätsklinikum Freiburg sowie an das Universitätsklinikum Ulm im Zu-
sammenhang mit dem anteiligen Erwerb der Rehabilitationskliniken Ulm gGmbH 
und der RKU Invest GmbH durch das Universitätsklinikum Ulm. Des Weiteren 
nenne er die Förderung eines Kooperationsverbunds Hochschulmedizin Sonder-
förderlinie Covid-19 und die Zukunft des Hochschulmedizinstandorts Mannheim.

Nicht vergessen werden dürfe die Verantwortung der Wissenschaft für Klima-
schutz und Nachhaltigkeit im Forschungsprogramm Bioökonomie, in den Förder-
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programmen Wasserforschung, im ökologischen Landbau sowie in einer neuen 
Reallaborförderlinie „Reallabor Klima“.

Mit der Hochschulfinanzierungsvereinbarung II sei die Grundfinanzierung der 
Hochschulen gesichert. Zudem gebe sie ihnen Spielräume für die strategische 
Weiterentwicklung.

Das Zentrum für kulturelle Teilhabe Baden-Württemberg begleite Einrichtungen 
und Initiativen beim zentralen Thema Digitalisierung.

Im Bereich „Kultur mit Corona“ nenne er beispielsweise das Impulsprogramm 
„Kultur nach Corona“ und den Dialogprozess „Kulturpolitik für die Zukunft“.

Die wichtigsten im Entwurf des Einzelplans 14 für 2022 enthaltenen Mehrbedarfe 
seien:

–   Hochschulfinanzierungsvertrag II: Demnach flössen im Jahr 2022 für die drei-
prozentige Steigerung der Grundfinanzierung und für weitere Finanzierungsbe-
darfe der Hochschulen und Medizinischen Fakultäten 39 Millionen € zusätzlich 
in das Hochschulsystem. Hinzu kämen 10 Millionen €, die unter Haushaltsvor-
behalt gestanden hätten, deren Bereitstellung aber von der Haushaltskommis-
sion beschlossen worden sei. Durch diese zusätzlichen 10 Millionen € entstehe 
keine Mehrbelastung für den Landeshaushalt, weil diese Mittel bereits vorsorg-
lich in der mittelfristigen Finanzplanung enthalten seien.

–   Bei den Gesundheitsstudiengängen würden bundesgesetzliche Vorgaben er-
füllt: Umsetzung der neuen Approbationsordnung für Zahnärzte und Zahnärz-
tinnen mit rund 7,5 Millionen €, Reform der Psychotherapeutenausbildung mit 
etwa 5,3 Millionen €, Umsetzung des neuen Hebammengesetzes mit 1,04 Mil-
lionen € und Umsetzung des Pflegeberufegesetzes mit 663 000 €.

–   Zuschuss an die Stiftung Deutsches Krebsforschungszentrum Heidelberg:  
750 000 € strukturell; Bund-Länder-Programm zur künstlichen Intelligenz in 
der Hochschulbildung: 1 Million € strukturell; zusätzliche Studienplätze auf-
grund der Integration des Universitäts-Herzzentrums Freiburg-Bad Krozingen 
– Medizinische Fakultät der Universität Freiburg: rund 3,5 Millionen € struk-
turell.

–   Cyber Valley/ELLIS: Für den Ausbau der Forschung zur künstlichen Intelli-
genz und zum Aufbau eines europäischen KI-Zentrums seien 1 Million € struk-
turell und Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 9 Millionen € vorge
sehen.

–   Forschungsprogramm Klimaforschung einschließlich Umweltmedizin: 2 Mil-
lionen € strukturell; Hertie-Institut für klinische Hirnforschung, Universität 
Tübingen: 2 Millionen € strukturell; Finanzierung des Zentrums für kulturelle 
Teilhabe Baden-Württemberg: 500 000 € strukturell; 

–  Fortführung der Dokumentationsstelle Rechtsextremismus: 855 300 € struktu-
rell; Ausschreibung einer universitären Forschungsstelle Rechtsextremismus: 
einmalig 400 000 €; Fortführung der Keltenkonzeption: 1 Million € strukturell; 

–  Stellenprogramm Klimaschutz Hochschulen: 500 000 € strukturell; Einrich-
tung eines landesweiten Biodiversitätsrepositoriums: 500 000 € strukturell; 
Fortführung der Dialektinitiative an den Universitäten Freiburg und Tübingen:  
324 200 € strukturell und 30 000 € einmalig.

Bei der haushaltstechnischen Umsetzung der Beschlüsse der Haushaltskommissi-
on vom 17. September 2021 seien versehentlich drei Stellen der Entgeltgruppe 13  
TV-L für die Dialektinitiative an den Universitäten Freiburg und Tübingen bei 
der Einarbeitung in das SAP-System übersehen worden. Hierbei handle es sich 
lediglich um ein redaktionelles Versehen. Betragsmäßige Auswirkungen ergäben 
sich nicht.
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Zur Korrektur seien zusätzlich auszubringen 

bei der Universität Freiburg in der Anlage zu Kapitel 1410 – Uni-
versität Freiburg einschließlich Klinikum – bei den Erläuterungen 
zum Erfolgsplan in der Stellenübersicht für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in Teil b zwei Stellen der Entgeltgruppe E 13 
TV-L unter „3. Entgeltgruppe 13, 13 Ü“ 

sowie 

bei der Universität Tübingen in der Anlage zu Kapitel 1415 – Uni-
versität Tübingen einschließlich Klinikum – bei den Erläuterungen 
zum Erfolgsplan in der Stellenübersicht für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in Teil b eine Stelle der Entgeltgruppe 13 TV-L 
unter „3. Entgeltgruppe 13“. 

Der Finanzausschuss werde gebeten, diese Änderungen zur Kenntnis zu nehmen.

Weitere im Jahr 2022 einmalig enthaltene Mehrbedarfe seien: 

–  Quantentechnologien: 750 000 €; Programm zur Abmilderung von Lernrück-
ständen bei Studierenden: 28 Millionen €; Impulsprogramm „Kultur nach Co-
rona“: 4,6 Millionen €.

–  Aus dem ressortübergreifenden Korridor für Querschnittsmaßnahmen erhalte 
das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Mittel in Höhe von 
4,05 Millionen € einmalig für die Einführung der Campus-Management-Syste-
me, 100 000 € strukturell für die digitale Transformation in der Verwaltung 
und 1,2 Millionen € strukturell zur Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes im 
Geschäftsbereich.

Der Abgeordnete wendet sich abschließend den Einsparauflagen und den wich-
tigsten strukturellen Einsparungen zu. Er zeigt auf, die wichtigste Maßnahme sei 
die bereits im Jahr 2017 initiierte Einnahmesteigerung bei den Gebühren für inter-
nationale Studierende und für das Zweitstudium. Diese stiegen schrittweise an 
und hätten im Gegenzug die globale Minderausgabe reduziert. Allerdings habe 
bei der Planaufstellung für 2022 das zu erwartende Gebührenaufkommen nach 
unten korrigiert und im Gegenzug die allgemeine globale Minderausgabe um rund 
6,8 Millionen € erhöht werden müssen.

Durch Beschluss des Ministerrats zum Planaufstellungsverfahren für 2022 sei 
eine strukturelle Konsolidierungsvorgabe in Höhe von 250 Millionen € verfügt 
worden. Der Anteil der hiervon auf den Einzelplan 14 entfallenden Konsolidie-
rungsvorgaben belaufe sich auf 13,4 Millionen €. Davon würden rund 1,7 Millio-
nen € durch die strukturelle Absenkung konkreter Haushaltsansätze der dezentra-
len Finanzverantwortung um 10 % und rund 11,7 Millionen € durch die Erhöhung 
der globalen Minderausgabe erbracht.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden 
bei jedem Aufruf nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der 
Vielzahl der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. 
Soweit also nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache ver-
merkt sind, ist der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die 
Beschlussfassung eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/1003, so-
weit diese den Einzelplan 14 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.
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Kapitel 1401

Ministerium

Dem Änderungsantrag 14/21 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1401 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1402

Allgemeine Bewilligungen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/15, 14/22, 14/23 und 14/24 mit zur 
Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD spricht zunächst der Landesregierung ein Lob 
aus, dass sie bei der letzten Haushaltsberatung dem Antrag der Fraktion der SPD gefolgt 
sei und die Rechtsextremismusstelle nunmehr mit 1,2 Millionen € finanziert werde.

Sodann geht sie auf den Änderungsantrag 14/15 ihrer Fraktion bezüglich der Di-
gitalisierung der Lehre ein. Die Abgeordnete betont, die SPD-Fraktion halte es 
für dringend erforderlich, dass die Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
ein Budget erhielten, mit dem sie das, was sie im Zuge der Pandemie umgesetzt 
hätten, weiterentwickeln und eine Fachdidaktik aufsetzen könnten, die sie in die 
Lage versetze, auch zukünftig digitale Lehre anzubieten, ohne dass es jedes Mal 
eines erneuten Aufbäumens der Hochschulen bedürfe. Insofern bitte sie, dem Än-
derungsantrag 14/15 zuzustimmen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD wirft in Bezug auf den Änderungsantrag 
14/22 der Regierungsfraktionen die Frage auf, weshalb im Bereich der Hoch-
schulen der Verein ArbeiterKind.de den Gesichtspunkt der Benachteiligung von 
Arbeiterkindern und Kindern aus bildungsschwachen Familien sozusagen aufhe-
ben könne. Schließlich gehe dem Ganzen eine Schullaufbahn voraus. Die Quali-
fizierung für eine Hochschule bzw. für den weiteren Bildungsweg erfolge schon 
in der Schule. Bei aufkommenden Problemen müssten bereits in der Schule die 
richtigen Weichen gestellt werden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU antwortet, offensichtlich bestehe auf-
seiten der AfD-Fraktion eine Unkenntnis über den Ablauf von der Schule bis zum 
Studium. Dies sei kein Automatismus. Selbst wenn aufgrund eines Schulzeug-
nisses ein Studium möglich sei, sei dies eine Entscheidung, die individuell ge-
troffen werde. Dies hänge sehr häufig auch von der Herkunft der Menschen ab. In 
einer Familie, in der noch nie jemand studiert habe, sei es weitaus schwieriger als 
in bildungsnahen Familien, eine Universität zu besuchen. Es sei keine Schande, 
wenn Kinder, deren Eltern studiert hätten, „nur“ eine Ausbildung absolvierten. 
Unter dem Strich sei es wichtig, dass Werbung für ein Studium gemacht werde. 
Er sei sehr froh darüber, dass hierfür ein Verein verantwortlich zeichne und dass 
dies nicht über staatliche Stellen organisiert werden müsse. Insofern sei der Ände-
rungsantrag 14/22 sehr sinnvoll.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE legt dar, es sei eine Vergeudung von ge-
sellschaftlichen Ressourcen, wenn Menschen durch diverse Faktoren von einem 
Studium abgehalten würden, was momentan der Fall sei. Deshalb sei es im all-
gemeinen Interesse, mehr zu tun, damit dies nicht mehr passiere. Er erinnere dar-
an, dass der Verein ArbeiterKind.de unlängst seine Arbeit im Wissenschaftsaus-
schuss vorgestellt habe.

Den Änderungsanträgen 14/22, 14/23 und 14/24 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 14/15 wird mehrheitlich abgelehnt.
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Kapitel 1402 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1403

Allgemeine Aufwendungen für die Hochschulen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/1, 14/2, 14/11, 14/25 bis 14/28 so-
wie die Entschließungsanträge 14/12 und 14/16 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP zeigt auf, in Titel 429 98 – Perso-
nalaufwand – sei ein Mittelaufwuchs um rund 5,4 Millionen € zu verzeichnen. In 
der Erläuterung werde darauf hingewiesen, dass in dem Ansatz 22,4 Millionen € 
zur Abmilderung pandemiebedingter Lernrückstände bei Studierenden enthalten 
seien. Ihn interessiere, wofür genau die vorgenannten Mittel an den Hochschulen 
eingesetzt würden.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an, bei den Personalausgaben für 
die einzelnen Hochschulen gebe es starke Veränderungen. Sie wolle wissen, ob 
die bisherige Zahl der Stellen in den Hochschulen aufgrund der Veränderungen 
durch die Hochschulfinanzierungsvereinbarung II gleich geblieben sei oder ob 
sich diesbezüglich eine Änderung ergebe.

Auf den Entschließungsantrag 14/16 ihrer Fraktion eingehend, äußert sie, es 
werde wohl niemanden überraschen, wenn ihre Fraktion erneut beantrage, die 
Studiengebühren für internationale Studierende und auch für ein Zweitstudium 
abzuschaffen und den Hochschulen Mittel zur Unterstützung der internationalen 
Studierenden zur Verfügung zu stellen. Dieser Entschließungsantrag sei für die 
SPD-Fraktion beim Einzelplan 14 wesentlich.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst führt aus, bei den Mitteln 
zur Bewältigung der Coronafolgen an den Hochschulen müssten unterschiedliche 
Komponenten berücksichtigt werden. So seien beispielsweise Anpassungen bei 
den Aufwendungen für Hygienemaßnahmen vorzunehmen. Für die Zugangskon-
trollen zu den Hochschulen sei Personal erforderlich. Hierfür würden zum Teil 
interne Aushilfskräfte eingesetzt, zum Teil werde mit externen Wachdiensten ge-
arbeitet. Zusätzliches Personal werde auch bei der Durchführung von Prüfungen 
benötigt, die nach wie vor zu einem großen Teil in Präsenz und in mehreren Räu-
men stattfänden, damit sich die Abstände zueinander einhalten ließen.

Darüber hinaus könne zusätzliches Personal auch bei der Verkleinerung von 
Lerngruppen nötig sein. Dies sei allerdings zum jetzigen Zeitpunkt nicht im en-
geren Sinne Gegenstand der Erhöhungsmaßnahmen und komme eher im Zusam-
menhang mit dem Programm zur Abmilderung von Lernrückständen zum Tragen.

Im Rahmen der Sachkostenausstattung seien ebenfalls Maßnahmen notwendig, 
beispielsweise für Lüftungen und Hygieneartikel. Auch dürften das zusätzliche 
Personal und die damit verbundenen Kosten für die Organisation eines sicheren 
und coronakonformen Betriebs an den Hochschulen nicht vergessen werden.

Das Ministerium sei bezüglich der Umsetzung der Hochschulfinanzierungsver-
einbarung II wie bei der Hochschulfinanzierungsvereinbarung I vorgegangen. 
Den Hochschulen werde über eine verlässlich wachsende Grundfinanzierung die 
Möglichkeit eröffnet, entweder Personalstellen im Rahmen ihrer Spielräume neu 
zu schaffen oder bislang befristete oder mit k.w.Vermerken versehene Stellen 
zu verstetigen. Dabei hätten die Hochschulen auch die Möglichkeit, die Stellen-
kategorien zu verändern, sofern sie nachweisen könnten, dass dies innerhalb der 
Grundfinanzierung möglich sei.

Im Rahmen der Hochschulfinanzierungsvereinbarung I seien die finanziellen 
Spielräume über die Jahre hinweg gewachsen, sodass das Personal durch die 
Hochschulen sukzessive in die Haushalte der jeweiligen Jahre habe übertragen 
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werden können. Die neue Finanzierungsvereinbarung habe die finanziellen Spiel-
räume komplett im ersten Jahr übertragen. Insofern sei ein großer Teil an Übertra-
gungen und auch an Entfristungen im letzten Haushaltsjahr abgebildet worden. In 
diesem Jahr seien noch welche hinzugekommen. Über diesen Mechanismus in der 
Hochschulfinanzierungsvereinbarung II seien bislang ca. 3 200 zusätzliche Stellen 
in den Hochschulen etatisiert worden. Der jetzige Mechanismus greife schneller 
als in der letzten Hochschulfinanzierungsvereinbarung. Die Hochschulen könnten 
selbst entscheiden, ob die Stellen, die ausgebracht worden seien, übertragen wür-
den, sofern sie die Mittel dafür hätten.

Die Änderungsanträge 14/1 und 14/2 werden jeweils mehrheitlich 
abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 14/25 wird mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 14/26 insgesamt wird einstimmig zuge-
stimmt.

Der Änderungsantrag 14/11 wird mehrheitlich abgelehnt.

Den Änderungsanträgen 14/27 und 14/28 wird jeweils insgesamt 
mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1403 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Die Entschließungsanträge 14/12 und 14/16 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt.

Kapitel 1405 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 1406

Internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit

Die Änderungsanträge 14/3, 14/4 und 14/5 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt.

Kapitel 1406 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 1407 und Kapitel 1408 jeweils einstimmig genehmigt.

Kapitel 1409

Aufwendungen für die Förderung der Studierenden 
im Hochschulwesen

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 14/17 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD zeigt auf, der vorliegende Änderungsan-
trag ihrer Fraktion betreffe die Finanzhilfe für die Studierendenwerke. Ein Schrei-
ben der Studierendenwerke in Baden-Württemberg, das die Abgeordneten erhal-
ten hätten, mache deutlich, wie groß die psychische Belastung der Studierenden 
derzeit sei. Sie könne sich noch gut an die entsprechende Debatte im Landtag 
erinnern, bei der auch Kollegen der Regierungsfraktionen verdeutlicht hätten, wie 
stark die Belastung der Studierenden während der Coronapandemie sei. Die SPD-
Fraktion schlage aus diesem Grund vor, an den acht Studierendenwerken im Land 
jeweils eine Stelle für eine qualifizierte Person zu schaffen, damit die Studieren-
den adäquat und umfassend beraten werden könnten, und beantrage, den Ansatz 
in Titel 685 87 A – Finanzhilfe – im Jahr 2022 um 800 000 € zu erhöhen.
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Aller Voraussicht nach werde dieser Änderungsantrag von den Regierungsfrak-
tionen abgelehnt, weil er von der Opposition eingebracht worden sei. Sie hoffe, 
dass die Regierungsfraktionen und auch das Ministerium die Not vor Ort erkannt 
hätten, und wolle wissen, ob es, wenn der Änderungsantrag abgelehnt werde, 
dennoch eine Möglichkeit gebe, die Studierendenwerke bzw. die Studierenden zu 
unterstützen.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE entgegnet, seine Fraktion sei in Gesprä-
chen mit den Studierendenwerken zu der Erkenntnis gelangt, dass entsprechende 
Mittel vorhanden bzw. im Rahmen von Coronahilfen kurzfristig übertragbar sei-
en. Es sei zwar wichtig, auf die derzeitige Situation der Studierenden aufmerksam 
zu machen. Allerdings bestehe zurzeit kein Handlungsbedarf, weil die Finanzmit-
tel der Studierendenwerke auskömmlich seien.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU ergänzt, im Rahmen des Nachtragshaus-
halts 2021 würden den Hochschulen insgesamt 57 Millionen € mehr zur Abmil-
derung von Coronafolgen zur Verfügung gestellt. Es sei die Aufgabe der Hoch-
schulen, die entsprechenden Prioritäten zu setzen. Sicherlich seien alle Fraktionen 
daran interessiert, noch mehr Maßnahmen auf den Weg zu bringen und umzu-
setzen. Aber auch der Landtag müsse Prioritäten setzen. Mit dem Betrag von  
57 Millionen € könnten schon sehr viele Auswirkungen der Coronapandemie ab-
gemildert werden.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst legt dar, im Wissen-
schaftsausschuss sei schon vor einiger Zeit über die in Rede stehende Thematik 
debattiert worden. Damals habe es noch die Rückmeldung seitens der Studieren-
denwerke gegeben, dass die Beraterstellen mithilfe der zur Verfügung stehenden 
Ressourcen aufgestockt worden seien und dass die große Zahl der Beratungswün-
sche habe bewältigt werden können. Insofern habe seinerzeit nichts unternommen 
werden müssen.

Zwischenzeitlich habe sich die Situation allerdings verändert. Die Studierenden-
werke hätten darauf hingewiesen, dass die Nachfrage von Studierenden nach Be-
ratung enorm zugenommen habe, obwohl wieder Leben auf die Campus zurück-
gekehrt sei und Präsenzveranstaltungen wieder ein Stück weit möglich seien, und 
sie insofern nachsteuern müssten. Ihr Haus sei im Gespräch mit den Studieren-
denwerken. Es bestehe wohl Übereinstimmung in der Sache, dass ein solcher Be-
ratungsbedarf abgebildet werden müsse. Wenn sich jemand in einer psychischen 
Notlage befinde, könne er nicht drei Monate lang warten, bis er endlich Hilfe 
erhalte. Sie könne zusichern, dass das Ministerium die Problematik im Blick habe 
und eine Lösung finden werde.

Der Änderungsantrag 14/17 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1409 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 1410

Universität Freiburg einschließlich Klinikum

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/29 und 14/30 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD wirft die Frage auf, weshalb die Förde-
rung des Freiburg Institute for Advanced Studies (FRIAS), des internationalen 
Forschungskollegs der Universität Freiburg, die mit dem Änderungsantrag 14/29 
beantragt werde, nicht schon im Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2022 vorge-
sehen gewesen sei und nun die Regierungsfraktionen die Förderung in Höhe von 
1,2 Millionen € beantragten.

In Bezug auf Ziffer 1 des Änderungsantrags 14/30 hinsichtlich der Personalkos-
tensteigerungen in den Medizinischen Fakultäten aufgrund von Tarifabschlüssen 
wolle sie wissen, seit wann die Ministerin Kenntnis von den Tariferhöhungen 
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habe, welche Tarifbeschäftigten in diesem Zusammenhang berücksichtigt würden 
und weshalb die entsprechenden Mittel nicht von vornherein in den Haushalt ein-
gestellt worden seien.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE zeigt auf, zusätzliche Mittel in Höhe von 
10 Millionen € flössen dauerhaft an die Hochschulmedizin und könnten für Inves-
titionen in verschiedenen Bereichen genutzt werden. Dies sei die erste Erhöhung 
seit 20 Jahren.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst führt aus, das FRIAS sei 
eine besondere und bemerkenswerte interdisziplinäre Einrichtung der Universität 
Freiburg. Ursprünglich sei geplant gewesen, diese Einrichtung aus Mitteln der Ex-
zellenzinitiative zu finanzieren, was bedauerlicherweise nicht gelungen sei. Das 
Land habe zunächst weiterfinanziert in der Hoffnung, dass die Finanzierung in der 
nächsten Runde der Exzellenzinitiative gelingen werde, was wiederum nicht habe 
umgesetzt werden können. Das Ministerium habe sich weiter darum bemüht, die 
Finanzierung des FRIAS vonseiten des Landes zu unterstützen. Die finanziellen 
Ressourcen seien aber nun einmal begrenzt, sodass die Unterstützung durch das 
Land immer nur im Rahmen des nächsten Haushalts erfolgen könne. Bislang sei 
es nicht möglich gewesen, die Unterstützung in eine strukturelle, dauerhafte Fi-
nanzierung zu überführen.

Der Änderungsantrag 14/29 begehre eine einmalige Unterstützung des FRIAS in 
Höhe von 1,2 Millionen € für das Jahr 2022. In Zukunft werde der Landesanteil 
auf Dauer zur Verfügung gestellt, wofür sie auch vor dem Hintergrund der un-
klaren Finanzspielräume außerordentlich dankbar sei. Mit der Zusage des Landes, 
diesen Finanzierungsanteil dauerhaft zur Verfügung zu stellen, könne auch das 
Personal attraktiver bezahlt und mit einer anderen Perspektive ausgestattet wer-
den.

Zumindest solange sie Wissenschaftsministerin sei, übernehme das Land – im 
Gegensatz zu manch anderem Bundesland – die Personalkostensteigerungen an 
den Universitäten. Das Land rechne die Personalkostensteigerungen spitz ab und 
stelle den Hochschulen die entsprechenden Mittel zur Verfügung.

Für die Medizinischen Fakultäten gebe es im Hinblick auf die Personalkosten-
steigerungen schon lange einen anderen Mechanismus. Ihnen werde zunächst ein 
Pauschalbetrag zur Verfügung gestellt. In Bezug auf die Differenz, die dann gege-
benenfalls entstehe, werde jeweils nach Haushaltslage nachgesteuert. Aus diesem 
Grund beantrage ihr Haus im Rahmen der Haushaltsaufstellung immer wieder 
Mittel für die Nachsteuerung, wenn die Tarifabschlüsse höher seien als ursprüng-
lich geplant. Dies sei ein kompliziertes Berechnungsverfahren, weil verschiede-
ne Tarifabschlüsse mit unterschiedlichen Fristen berücksichtigt werden müssten. 
Mittlerweile habe sich das Verfahren etabliert, das Ganze zunächst mit fünfjähri-
gen Mittelwerten zu berechnen und dann noch nachzusteuern.

Sie freue sich darüber, dass es gelungen sei, den Medizinischen Fakultäten der 
einzelnen Universitäten diese Mittel zur Verfügung zu stellen. Denn es wäre ein 
verstörendes Zeichen, dies ausgerechnet zu Zeiten coronabedingter Spitzenbelas-
tungen nicht zu tun. Sie danke den Regierungsfraktionen dafür, dass diese Lösung 
gefunden worden sei.

Ebenfalls danke sie ihnen für den mutigen, aber auch sehr dringlichen Schritt hin-
sichtlich der Erhöhung der Investitionsmittel für die Universitätskliniken und die 
Medizinischen Fakultäten um insgesamt 10 Millionen €. Die Investitionsmittel, 
die das Land diesen Einrichtungen zur Verfügung stelle, seien ein relativ über-
schaubares Budget im Vergleich mit dem gesamten Investitionsbedarf, der im 
Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – im Rahmen von Baumaßnahmen 
etatisiert werde. Die Investitionsmittel dienten beispielsweise dazu, Reparatu-
ren vorzunehmen und Geräte zu erneuern. Dies seien relativ kleine Maßnahmen. 
Die großen Maßnahmen bildeten Erstausstattungen, die vorgenommen werden 
müssten, wenn beispielsweise ein neues Gebäude einzurichten sei. Der Ansatz 
für Investitionsmittel sei in der Tat seit 20 Jahren nicht erhöht worden. Vor dem 
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Hintergrund von Preissteigerungen sowie der Aktivitäten und Erfolge, die es im 
Bereich der Hochschulmedizin an allen Standorten gebe, sei die Erhöhung der In-
vestitionsmittel dringend nötig.

Um einmal die Dimensionen zu verdeutlichen, weise sie darauf hin, dass die Kos-
ten für die Erstausstattung des Neubaus der Chirurgie in Freiburg mit 140 Millio-
nen € zu Buche schlügen. Die Kinderklinik in Freiburg benötige 25 Millionen € 
für die Erstausstattung. Diese Maßnahmen würden aus dem Ansatz finanziert, der 
nun erhöht werden solle. Mit den Mitteln aus dieser Position könnten nicht große 
Aufgaben wie die digitale Ertüchtigung des ganzen Landes finanziert werden.

Dem Änderungsantrag 14/29 wird mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 14/30 insgesamt wird einstimmig zuge-
stimmt.

Kapitel 1410 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 1412

Universität Heidelberg einschließlich Klinikum

Dem Änderungsantrag 14/31 insgesamt wird einstimmig zuge-
stimmt.

Kapitel 1412 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 1414 einstimmig genehmigt.

Kapitel 1415

Universität Tübingen einschließlich Klinikum

Dem Änderungsantrag 14/32 insgesamt wird einstimmig zuge-
stimmt.

Kapitel 1415 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 1417 bis Kapitel 1420 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt.

Kapitel 1421

Universität Ulm einschließlich Klinikum

Dem Änderungsantrag 14/33 insgesamt wird einstimmig zuge-
stimmt.

Kapitel 1421 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.
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Kapitel 1424

Badische Landesbibliothek

Dem Änderungsantrag 14/34 wird einstimmig zugestimmt.

Kapitel 1424 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 1425

Württembergische Landesbibliothek

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD teilt mit, ihr liege ein Schreiben der 
Württembergischen Landesbibliothek vor, dessen Inhalt sich in die Diskussion 
einreihe, die der Wissenschaftsausschuss vor Kurzem über den Bibliotheksent-
wicklungsplan für Baden-Württemberg geführt habe. Die Württembergische Lan-
desbibliothek weise in ihrem Schreiben deutlich darauf hin, dass es in Bezug auf 
die Digitalisierung und auch hinsichtlich der Frage der Veränderung des Bestands 
einen großen Finanzbedarf gebe. Hierfür seien in den vergangenen 25 Jahren kei-
ne zusätzlichen Mittel zur Verfügung gestellt worden. Der Württembergischen 
Landesbibliothek seien Stellenhebungen insbesondere für die IT wichtig, um die 
Digitalisierung des kulturellen Erbes voranzubringen. Hierzu bitte sie um eine 
Stellungnahme des Ministeriums.

Des Weiteren interessiere sie, ob die Kompaktusanlage in der Württembergischen 
Landesbibliothek, für die 1,6 Millionen € in den letzten Haushalt eingestellt wor-
den seien, mittlerweile eingebaut worden und funktionsfähig sei.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst er-
klärt, die beiden Landesbibliotheken seien im vergangenen Haushalt mit zwei 
Stellen für Digitalmanager ausgestattet worden. Insofern hätten beide Häuser im 
Rahmen der Digitalisierungsstrategie, die die Museen und die Bibliotheken be-
troffen habe, auch von Stellen profitiert. Derzeit würden mit beiden Häusern Ge-
spräche geführt, wie die Digitalisierung weiterentwickelt werden solle. Näheres 
werde erst dann feststehen, wenn die Digitalmanager ihre Arbeit aufgenommen 
hätten.

Bei der Württembergischen Landesbibliothek in Stuttgart komme noch das Prob-
lem der Sanierung des alten Gebäudes hinzu, die angegangen werden müsse. 

Auf die Frage nach der Kompaktusanlage könne sie ad hoc keine Auskunft geben. 
Die Antwort werde sie nachliefern.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD bittet darum, ihr im Nachgang der Sitzung 
den aktuellen Sachstand zu der Kompaktusanlage mitzuteilen. 

Die Staatssekretärin im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst gibt 
auf eine weitere Frage ihrer Vorrednerin bekannt, sofern die Kompaktusanlage 
noch nicht eingebaut worden sei, würden die hierfür vorgesehenen Mittel als Aus-
gaberest übertragen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD erkundigt sich, weshalb das Investitions-
budget der Württembergischen Landesbibliothek zur Anschaffung und Erneue-
rung des Bestands seit dem Jahr 1996, also seit nunmehr 25 Jahren, nicht mehr 
erhöht worden sei und in dem vorliegenden Haushalt sogar um 10 % gegenüber 
dem Vorjahr gekürzt werden solle. Er merkt an, aufgrund des Kaufkraftverlusts 
bedeute dies eine Reduzierung des Investitionsbudgets um mehr als 50 %.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst ant-
wortet, der Erweiterungsbau für die Württembergische Landesbibliothek, für den 
erhebliche Mittel geflossen seien, sei erst vor Kurzem fertiggestellt worden. Hier-
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für seien der Württembergischen Landesbibliothek auch Investitionsmittel zur 
Verfügung gestellt worden. Zudem werde sie bei ihren Investitionen nicht nur 
über Haushaltstitel unterstützt, sondern auch über verschiedene Stiftungen, was 
es den Bibliotheken insgesamt ermögliche, besondere Anschaffungen zu tätigen.

Der von der Abgeordneten der Fraktion der SPD angesprochene Bibliotheksent-
wicklungsplan liege nun vor. Das Ministerium befinde sich mit allen Bibliotheken 
im Gespräch, um zu prüfen, wie sie in den nächsten Jahren als zentrale Wissens-
orte weiter gestärkt werden könnten. Der Haushaltsgesetzgeber werde sich sicher-
lich bei der Beratung des nächsten oder des übernächsten Doppelhaushalts mit 
dieser Thematik befassen müssen.

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD entgegnet, es gehe nicht um Investitio-
nen in das Gebäude, sondern um die Tatsache, dass die Mittel zur Beschaffung 
des Bestands seit nunmehr 25 Jahren nicht mehr erhöht worden seien und sie im 
vorliegenden Haushalt sogar gekürzt werden sollten. Seine Fraktion werde dies-
bezüglich sicherlich noch nachfragen. Für die heutige Beratung sei dieses Thema 
abgeschlossen.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst er-
widert, im vorliegenden Haushalt seien keine Kürzungen vorgenommen worden.

Kapitel 1425 einstimmig genehmigt.

Kapitel 1426

Pädagogische Hochschule Freiburg

Der Vorsitzende ruft den Entschließungsantrag 14/18 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD führt aus, bekanntermaßen gebe es so-
wohl an den Grundschulen als auch an den sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren einen erheblichen Lehrkräftemangel. Die SPD-Fraktion habe 
in den vergangenen Jahren immer wieder darauf gedrungen, die Zahl der entspre-
chenden Studienplätze zu erhöhen. Sie werde dies auch in diesem Jahr wieder tun 
und bitte um Zustimmung zum Entschließungsantrag 14/18.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU bringt zum Ausdruck, er sei überrascht, 
dass manche in der Opposition jetzt offensichtlich das Rechnen lernten. In den 
vergangenen Jahren hätten diejenigen Studienabgänger die Pädagogischen Hoch-
schulen verlassen, die zu der Zeit, als die SPD noch im Land mitregiert habe, mit 
dem Studium begonnen hätten. Es sei festgestellt worden, dass deren Zahl viel zu 
gering sei, um dem Lehrkräftemangel wirksam begegnen zu können. Die jetzige 
Regierungskoalition habe in den letzten Jahren zusätzliche Studienplätze geschaf-
fen und werde dies vorsorglich auch weiterhin tun, sodass es in Zukunft mehr Stu-
dienabgänger und damit ein größeres Angebot an Lehrkräften für die Grundschu-
len sowie die sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren geben werde.

Die Abgeordnete der Fraktion der SPD entgegnet, die Opposition sei schon im-
mer gut im Rechnen gewesen. Sie werde den Regierungsfraktionen die Rechnung 
zu anderer Zeit noch vorstellen.

Kapitel 1426 einstimmig genehmigt.

Der Entschließungsantrag 14/18 wird mehrheitlich abgelehnt.
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Kapitel 1427

Pädagogische Hochschule Heidelberg

Dem Änderungsantrag 14/35 insgesamt wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Kapitel 1427 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1428 bis Kapitel 1463 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt.

Kapitel 1464

Hochschule für öffentliche Verwaltung und 
Finanzen Ludwigsburg

Der Vorsitzende ruft den Entschließungsantrag 14/20 mit zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD erläutert, ihre Fraktion habe in dem An-
trag Drucksache 17/737 mit dem Titel „Höherer Bedarf an Studienabsolventinnen 
und -absolventen der Deutschen Rentenversicherung Baden-Württemberg“ u. a. 
die Frage aufgeworfen, wie die Rentenanträge auch vor dem Hintergrund des 
neuen Grundrentengesetzes künftig abgearbeitet werden könnten. Das Sozialmi-
nisterium habe in seiner Stellungnahme zu dem Antrag darauf hingewiesen, dass 
es einen dringenden Bedarf an Fachpersonal gebe. Vor diesem Hintergrund müsse 
nach Ansicht der SPD-Fraktion die Zahl der Studienplätze an der Hochschule für 
öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg erhöht werden. Da dieser Be-
darf zweifelsohne vorhanden sei, spreche sicherlich nichts dagegen, wenn auch 
die Regierungsfraktionen dem Entschließungsantrag 14/20 der SPD zustimmten.

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE legt dar, CDU und Grüne hätten die Pro-
blematik bereits erkannt. Derzeit fänden Gespräche darüber statt, ob beispiels-
weise die Zahl der Studienplätze erhöht werden könne. Solange dieser Prozess 
nicht abgeschlossen sei, ließen sich noch keine genauen Zahlen vorlegen. Insofern 
könne dem Entschließungsantrag der SPD-Fraktion in der heutigen Sitzung nicht 
zugestimmt werden.

Kapitel 1464 einstimmig genehmigt.

Der Entschließungsantrag 14/20 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1466 bis Kapitel 1477 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt.

Kapitel 1478

Allgemeine Aufwendungen für Kunst, Literatur 
sowie die Kunsthochschulen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/6, 14/19 sowie 14/36 bis 14/43 mit 
zur Beratung auf.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD äußert, die Regierungsfraktionen hätten 
zu diesem Kapitel sehr gute Änderungsanträge eingebracht, denen die SPD-Frak-
tion zustimmen werde. Allerdings mute es etwas befremdlich an, dass die Ansätze 
erst auf Antrag der Regierungsfraktionen im Haushalt ausgebracht würden. Bei 
den soziokulturellen Zentren sei die Drittelfinanzierung schon vor Langem be-
schlossen worden. Allen sei bekannt, wie wichtig die Provenienzforschung sei 
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und dass sie weiterhin einer finanziellen Unterstützung bedürfe. Insofern stelle 
sich die Frage, weshalb die entsprechenden Mittel nicht schon von vornherein in 
den Haushalt eingestellt worden seien.

Den Änderungsantrag 14/19 der SPD-Fraktion zu Titel 685 44 N – Zuschuss zu 
Ausstellungshonoraren – erläutert sie im Sinne der schriftlichen Begründung. Die 
Abgeordnete betont, es dürfe nicht vergessen werden, dass der in Rede stehende 
Bereich der Kultur bislang weniger Unterstützung erfahren habe als andere Be-
reiche. Die 2G-Plus-Regel bedeute faktisch einen Lockdown für alle Kulturein-
richtungen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP geht auf den Änderungsantrag 
14/36 der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU ein und legt dar, der Be-
trag in Höhe von 20 000 € für das Förderprogramm „Kunst trotz Abstand“ sei sei-
ner Ansicht nach zu gering, um damit viele Akteure unterstützen zu können. Vor 
diesem Hintergrund interessiere ihn, welche Akteure konkret von diesen Mitteln 
profitieren sollten.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE zeigt auf, da Geld nicht nur in Anbetracht 
der Coronapandemie knapp sei, hätten sich die Koalitionsfraktionen bei den Vor-
beratungen zum Haushalt intensiv Gedanken darüber gemacht, welche Mittel in 
den Haushalt einzustellen seien, und sich dabei zunächst auf die Unterstützung 
der notwendigsten Maßnahmen festgelegt. Da nun eine Möglichkeit zur Nach-
steuerung bestehe, worüber er sehr froh sei, würden weitere Projekte und Maß-
nahmen finanziell unterstützt.

Bei der Zahlung von Ausstellungshonoraren müsse das Subsidiaritätsprinzip be-
achtet werden, weil mit den entsprechenden Mitteln Künstlerinnen und Künstler 
bei Ausstellungen kommunaler Galerien unterstützt werden sollten. Diesbezüg-
lich sei aber schon etwas auf dem Weg. Da die Mittel insgesamt knapp seien, 
könnten die Regierungsfraktionen dem Änderungsantrag 14/19 der SPD-Fraktion 
nicht zustimmen.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst führt 
aus, sie sei den Regierungsfraktionen ausgesprochen dankbar, dass diese in den 
vorliegenden Änderungsanträgen wichtige Impulse, die für den Kulturbereich 
auch in den nächsten Jahren nötig seien, aufgegriffen hätten.

Nicht alle Kultureinrichtungen seien von der 2GPlusRegel betroffen. So gelte 
beispielsweise in Museen und Bibliotheken nach wie vor das 2G-Modell. Das 
Land befinde sich weiterhin in einer schwierigen Lage, sodass das Verfahren 
künftig vielleicht noch komplizierter werde.

Das Thema Ausstellungshonorare sei auch im Koalitionsvertrag aufgegriffen wor-
den. Sie danke der SPD, dass sie diese Thematik im Haushaltsausschuss noch 
einmal zur Diskussion stelle. Für Ausstellungsprojekte zeitgenössischer Künstler, 
die in Form einer Projektförderung unterstützt würden, seien seit diesem Jahr 
Ausstellungshonorare vorgesehen. Das Ministerium befinde sich derzeit mit dem 
Künstlerbund Baden-Württemberg und dem Verband Bildender Künstler und 
Künstlerinnen Baden-Württemberg im Gespräch, um eine Konzeption zu erarbei-
ten. Es liege bereits ein erster Vorschlag vor, nach dem die Berechnungen er-
folgen sollten. Schlussendlich werde die Summe errechnet, die für den nächsten 
Haushalt erforderlich sei. Sie werde vermutlich nicht so hoch sein, wie sie die 
SPD-Fraktion mit dem Änderungsantrag 14/19 fordere.

Die SPD lege ihr Augenmerk bei diesem Änderungsantrag insbesondere auf kom-
munale Einrichtungen. Bekanntermaßen würden kommunale Museen und Kunst-
initiativen seitens des Landes mit Projektmitteln unterstützt. Hierfür seien Aus-
stellungshonorare schon jetzt vorgesehen. Das Land werde sich auf diejenigen 
Einrichtungen fokussieren, die institutionell gefördert würden, und eine Lösung 
finden, wie es gelingen könne, einen festen Zuschuss zu zahlen. Da diesbezüglich 
auch eine Abstimmung mit den Regierungspräsidien erfolgen müsse, sei noch 
etwas Zeit erforderlich. In der Sache bestehe aber Einigkeit.
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Mit dem Betrag in Höhe von 20 000 € für das Förderprogramm „Kunst trotz 
Abstand“ werde ein Programm aufgestockt, über das bereits eine Entscheidung 
herbeigeführt worden sei und mit dem auch schon gearbeitet werde. Das Impuls-
programm „Kultur nach Corona“ umfasse insgesamt 18,5 Millionen €. Für das 
kommende Jahr sei eine zweite Tranche in Höhe von 4,6 Millionen € vorgesehen.

Der Änderungsantrag 14/19 wird mehrheitlich abgelehnt.

Den Änderungsanträgen 14/36, 14/37, 14/38, 14/39 (insgesamt) 
und 14/40 wird jeweils mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 14/41 insgesamt wird einstimmig zuge-
stimmt.

Der Änderungsantrag 14/6 insgesamt wird mehrheitlich abgelehnt.

Den Änderungsanträgen 14/42 und 14/43 (insgesamt) wird jeweils 
einstimmig zugestimmt.

Kapitel 1478 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1479 und Kapitel 1480 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt.

Der Vorsitzende erinnert daran, dass Kapitel 1481 zu den Resten zurückgestellt 
worden sei. 

Kapitel 1482 bis Kapitel 1495 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt.

Kapitel 1499

Sonstige wissenschaftliche Forschungsinstitute und allgemeine 
Aufwendungen für Wissenschaft und Forschung

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 14/8, 14/9, 14/10, 14/13, 14/14, 14/45 
und 14/46 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE führt zum Änderungsantrag 14/14 der 
FDP/DVP-Fraktion aus, für den Geschäftsbereich der designierten Bundesfor-
schungsministerin von der FDP seien im neuen Koalitionsvertrag auf Bundesebe-
ne die Aspekte Klima, Klimafolgen, Biodiversität, Nachhaltigkeit, Erdsystem und 
entsprechende Anpassungsstrategien sowie ein nachhaltiges Landwirtschafts- und 
Ernährungssystem als zentrale Zukunftsfelder genannt. Seiner Meinung nach soll-
te sich die FDP in Baden-Württemberg ein Beispiel daran nehmen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP entgegnet, seiner Fraktion gehe es 
nicht generell um das Thema Klimaforschung. Das Ministerium habe in einer 
Stellungnahme darauf hingewiesen, dass die Themen Nachhaltigkeit, Innovation 
und Tierschutz schon per Gesetz in den Hochschulen verankert seien. Die im Än-
derungsauftrag 14/14 aufgeführten Titel zielten hauptsächlich auf die Vernetzung 
und die Sichtbarkeit ab. Insofern frage er sich, ob hierfür in der Tat 2 Millionen € 
erforderlich seien. Dieser Betrag könnte an anderer Stelle besser eingesetzt wer-
den.

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erwidert, es sei wichtig, das, was getan 
werde, auch sichtbar zu machen und die Hochschulen entsprechend zu animieren. 
Er rege an, bei den angesprochenen Themen auch einmal über den Tellerrand zu 
schauen.
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Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD zeigt auf, die Mittel in Höhe von  
180 000 € für den Dialogprozess „Zukunftslabor Hochschulen in der digitalen 
Welt“ sollten neu im Haushalt ausgebracht werden. Sie erinnere daran, dass die 
Regierungsfraktionen den Änderungsantrag 14/15 der SPD-Fraktion bezüglich 
der Digitalisierung der Lehre abgelehnt hätten. Ihrer Meinung nach sei es zu spät, 
erst im kommenden Jahr einen Dialogprozess zu diesem wichtigen Thema anzu-
stoßen. Sie wolle wissen, welche Vorstellungen die Regierungsfraktionen bzw. 
das Ministerium diesbezüglich hätten.

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erklärt, hierbei gehe es um einen Dialog 
mit den Hochschulen, welche Lehren aus der Sicht der Studierenden aus der Co-
ronapandemie zu ziehen seien. Es würden lediglich 180 000 € ausgebracht, weil 
zunächst einmal nur mit den Studierenden gesprochen werden solle.

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst legt dar, sie trete dem Ein-
druck entgegen, dass mit der Digitalisierung der Lehre erst jetzt begonnen werde. 
Dies sei alles andere als zutreffend. Die Landesregierung sei in Sachen „Digitali-
sierung der Lehre“ schon seit Jahren aktiv und befinde sich in diesem Zusammen-
hang mit den Hochschulen in Gesprächen. Es seien innovative Projekte auf den 
Weg gebracht worden. Die Hochschulen im Land seien auch bei Bundeswettbe-
werben sehr erfolgreich, weil bereits gute Vorarbeiten geleistet worden seien. Seit 
Jahren werde kontinuierlich in die Ertüchtigung der digitalen Infrastruktur und in 
die Digitalisierung der Verwaltung investiert. Auch seien Netzwerke aufgebaut 
worden, um die Pioniere bei der Digitalisierung der Lehre zu stärken. Mittler-
weile werde nicht mehr über Pionierprojekte gesprochen, weil im Rahmen der 
Coronapandemie bereits entsprechende Maßnahmen – Stichwort Onlinesemester 
– ausgerollt worden seien.

In den vergangenen zehn Jahren sei sukzessive in Forschungsinfrastrukturen, in 
die Digitalisierung der Lehre und auch in die Verwaltung investiert worden. Hier-
bei handle es sich um eine „gewaltige Baustelle“, die noch weitere Investitionen 
erfordern werde.

Der Dialogprozess „Zukunftslabor Hochschulen in der digitalen Welt“, der nach 
der Überwindung der Coronapandemie angestoßen werden solle, habe etwas da-
mit zu tun, dass man mittlerweile auf einem neuen Niveau der Integration digita-
ler Angebote in eine gute Hochschullehre angekommen sei. Über alle Statusgrup-
pen hinweg müsse darüber gesprochen werden, was davon in Zukunft bleiben 
solle, was verbessert werden müsse und was auch hinter sich gelassen werden 
könne, nachdem jetzt entsprechende Erfahrungen mit dem Instrument der Online-
lehre gemacht worden seien. Es stelle sich die Frage, welche und wie viele Ver-
anstaltungen im hybriden Format durchgeführt und auf welche Weise analoge und 
digitale Elemente in die Hochschulen integriert werden könnten.

Der Änderungsantrag 14/8 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 14/45 insgesamt wird einstimmig zuge-
stimmt.

Die Änderungsanträge 14/13 und 14/14 (insgesamt) werden je-
weils mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 14/46 wird mehrheitlich zugestimmt.

Die Änderungsanträge 14/9 insgesamt und 14/10 werden jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1499 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass für den Bereich des Einzelplans 14 keine Wort-
meldungen zu Projekten vorlägen, die im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzver-
waltung – veranschlagt seien.
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In der 10. Sitzung am 2. Dezember 2021 wurde das in der 9. Sitzung am 26. No-
vember 2021 zurückgestellte Kapitel 1481 – Aufwendungen für nichtstaatliche 
Bühnen, Festspiele und Orchester – beraten. In diese Beratung wurden die schrift-
lich eingebrachten Änderungsanträge 14/7 und 14/44 einbezogen (siehe Anlagen).

Kapitel 1481

Aufwendungen für nichtstaatliche Bühnen, 
Festspiele und Orchester

Änderungsantrag 14/44 insgesamt einstimmig angenommen.

Änderungsantrag 14/7 insgesamt mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1481 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

7.12.2021

Norbert Knopf
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